


  

 

 



 

 

 

 

 

 

   

   

   

 

 

   

   

   

https://www.infina.at/ratgeber/finanzierung/euribor/


 



 





 

 

 

 





 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

1 Irland, Malta, Portugal, Spanien und Zypern. 
2 Die Ergebnisse der Studie "Die Rolle des öffentlichen Vergabewesens für eine klimaneutrale Produktions- und Lebensweise" werden im Juni 
2023 präsentiert. 
3 Da die Betriebsphase und der Einsatz dieser Güter nicht Bestandteil der Studie sind, werden die Emissionen und tatsächlichen 

Hebelwirkungen der öffentlichen Vergabe unterschätzt. 
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http://www.schnupperticket.at/


 

 

 

 

 

 

  



 

ANTRAG 4 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 9. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 05. Mai 2023 
 

Die Corona Krise hat zum Thema „Digitalisierung der Arbeitswelt“ Schwachstellen und 
Fehleinschatzungen aus der Vergangenheit ans Tageslicht gebracht. 

Mit der neuerlichen Breitbandoffensive der Bundesregierung und der laufenden 
lnternetoffensive des Landes mit einer gut entwickelten Breitbandstrategie, wird bereits 
gegengesteuert und in vielen Gemeinden werden schon wirksame Erfolge sichtbar. 

Dennoch ist es eine wichtige Aufgabe für alle Arbeitnehmer*innenvertreter sowie aller 
Sozialpartner auf eine rasche Umsetzung der lnvestitionen zu drängen. Wir appellieren auch 
an die Netzbetreiber nunmehr den Ausbau des Breitbandes zu beschleunigen, denn die 
lnternetversorgung braucht einen ,,highspeed". Den Hebel dazu hat die Landespolitik und 
auch der Bund mit Mittel aus dem Staatssekretariat fur Digitalisierung geliefert. 

Seit Jahren zeigt sich aber, dass der Telekom-Sektor einem massiven Preisdruck ausgesetzt 
ist, wodurch eigene lnvestitionen der Telefongesellschaften vielfach nur in Ballungszentren 
vorangetrieben werden. Das rächt sich - viele ländliche Regionen haben keine tragfähige 
lnternet-Anbindung, Betriebe und Bevölkerung erleiden hier einen eklatanten 
Standortnachteil. Daher braucht es weitere Anstrengungen, vor allem in den ländlichen 
Regionen, damit wirklich digitale Chancengleichheit geschaffen werden kann. 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 9. Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, insbesondere die Netzbetreiber für eine Beschleunigung beim digitalen 
Vollausbau aufzufordern. Denn die Digitalisierung ist auch ein wesentlicher Beitrag zur 
Wirtschaftsforderung und Arbeitsplatzsicherung im ländlichen Raum. 

 

 

 

 

 

Regionen stärken - durch digitale Chancengleichheit 

NÖAAB-FCG AK Fraktion 

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 0043 2742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcgfraktion@aknoe.at 



Fraktion Freiheitliche Arbeitnehmer 

Landesgruppe Niederösterreich 

Purkersdorferstraße 38; 3100 St. Pölten 

 

Antrag 1 

der Fraktion Freiheitlicher Arbeitnehmer in der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich an die 9. 

AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

 

Vereinfachung des Fördersystems für Photovoltaikanlagen 

 

Das aktuelle Fördersystem für Photovoltaikanlagen lässt in seiner Umsetzung massiv Raum für Verbesserungen zu. 

Obwohl es Familien und Besitzern von Einfamilienhäusern helfen soll, ihre Stromkosten zu senken, kann es 

schwierig bis unmöglich sein, eine Förderung zu erhalten. Die Antragstellung kann mitunter ein Jahr dauern und es 

scheint eher eine Art Lotterie zu sein, ob man erfolgreich ist oder nicht. 

 

Die 9. Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode der AK Niederösterreich beschließt: Die 

Bundesregierung möge das Fördersystem serviceorientiert und bürgerfreundlich umgestalten. Die 

BM für Klimaschutz und Infrastruktur, Leonore Gewessler, ist aufgefordert ihr Versprechen 

umsetzen, dass jeder, der eine Photovoltaik-Förderung braucht, diese auch bekommt. Dazu muss 

garantiert sein, dass Anlagen die den Eigenverbrauch abdecken bevorzugt behandelt werden. Das 

Fördersystem muss sofort dahingehend geändert werden, dass ähnlich wie bei einer 

Heizungsumstellung bzw. thermischen Sanierung mit Fertigstellung die Förderung innerhalb 

weniger Wochen sicher ausbezahlt wird! Weiters sollte darüber nachgedacht werden, generell wie 

in einigen Ländern bereits üblich die Mehrwertsteuer zu refundieren. 



Antrag 1 
 
der AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 9. Vollversammlung der 16. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 05.05.2023  

 

Steuergerechtigkeit in einem Solidarstaat 



 

 

 
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https://kompetenz-online.at/glossary/abfertigung/


 

ANTRAG 1 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 9. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 05. Mai 2023 
 

Die Arbeitswelt hat sich in den letzten Jahrzehnten stark verändert. Viele Bedingungen 
wurden auch in der Gesetzgebung berücksichtigt. Eine der Ausnahmen ist hier der Paragraph 
3 im Arbeitszeitgesetz.  

Normalarbeitszeit 
§ 3. 

1. (1) Die tägliche Normalarbeitszeit darf acht Stunden, die wöchentliche Normalarbeitszeit 

vierzig Stunden nicht überschreiten, soweit im folgenden nicht anderes bestimmt wird. 

2. (2) Aus Anlaß der mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eintretenden 
Arbeitszeitverkürzung darf das Entgelt der betroffenen Arbeitnehmer nicht gekürzt werden 
(Lohnausgleich). Ein nach Stunden bemessenes Entgelt ist dabei in dem gleichen Verhältnis zu 

erhöhen, in dem die Arbeitszeit verkürzt wird. Akkord-, Stück- und Gedinglöhne sowie auf Grund 
anderer Leistungslohnarten festgelegte Löhne sind entsprechend zu berichtigen. Durch 
Kollektivvertrag kann eine andere Regelung des Lohnausgleiches vereinbart werden. 

Obwohl in vielen Kollektivverträgen bereits 38,5 Stunden und weniger als wöchentliche 
Normalarbeitszeit verankert sind, beträgt im Arbeitszeitgesetz die Normalarbeitszeit seit fast 
20 Jahren noch immer 40 Wochenstunden. Eine Anpassung dieses Paragraphen 3 im AZG 
auf 38,5 Wochenstunden, ist daher höchst an der Zeit und spiegelt die Realität der 
vorherrschenden Arbeitswelt wieder. 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 9. Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, das Arbeitszeitgesetz vor allem im 
Paragraph 3 die Normalarbeitszeit betreffend eine Anpassung der Wochenstunden von 
derzeit 40 Stunden auf 38,5 Stunden abzuändern. 

 

 

 

 

 

  

Anpassung der Normalarbeitszeit im Arbeitszeitgesetz 

NÖAAB-FCG AK Fraktion 

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 0043 2742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcgfraktion@aknoe.at 



 

 

 

 

ANTRAG 2 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 9. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 05. Mai 2023 
 

Der Mangel an Arbeitskräften oder der Bedarf an Spitzenabdeckung lässt viele Betriebe auf 
die Dienstleistung von Personalleasingfirmen zurückgreifen. 
Aus Sicht der Arbeitnehmer*innen ist die Erwerbsarbeit in Leiharbeitsfirmen meist keine gute 
Option, weshalb sehr viele die Übernahme in die Stammbelegschaft eines Betriebes, in dem 
sie überlassen wurden, anstreben. 

Nun zeigt sich, dass in manchen Betrieben die Leiharbeiter*innen oft jahrelang auf eine 
Übernahme im Beschäftigerbetrieb warten müssen. 
Ist es dann endlich so weit, dann bekommen diese „neuen“ Mitarbeiter*innen einen 
Arbeitsvertrag ohne Vordienstzeiten zur Unterschrift vorgelegt. Dies, obwohl die Betroffenen 
bereits bestens eingearbeitet sind. Die Anrechnung der Vordienstzeiten im Betrieb, welche 
defacto schon geleistet sind, unterbleibt in den meisten Fällen. 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 9. Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, künftig eine gesetzliche Regelung zu 
schaffen, wonach sämtliche dienstzeitabhängigen Vordienstzeiten, die von 
Arbeitnehmer*innen eines Arbeitskräfteüberlassers im ursprünglichen 
Beschäftigerbetrieb geleistet wurden, bei einer Übernahme in diesem Betrieb voll 
anzurechnen sind. 

Vordienstanrechnung für Leiharbeiter 

NÖAAB-FCG AK Fraktion 

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 0043 2742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcgfraktion@aknoe.at 



 

ANTRAG 3 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 9. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 05. Mai 2023 
 

Wer länger arbeitet bekommt auch mehr Pension. Diese Logik war jahrzehntelang geübter 
Konsens im österreichischen Pensionsrecht. Seit der Einführung der nach Kalendermonaten 
aliquotierten jährlichen Pensionserhöhung, gilt dieser Grundsatz nur mehr bedingt. Nur wer 
im Jänner in Pension geht, bekommt im jeweiligen Jahr die volle Erhöhung. Dann reduziert 
sich der Wert von Monat zu Monat. Wer also später, etwa im November oder Dezember den 
Ruhestand antritt, lukriert im ersten vollen Pensionsjahr keine Erhöhung. 

Betroffene, die beispielsweise Ende des Jahres gehen und von dem heuer außerordenlich 
hohen Plus nichts haben, müssen mit deutlich niedrigeren Pensionen rechnen. Der genaue 
Zeitpunkt des Pensionsantritts entscheidet auch in den kommenden Jahren, ob man 
(hochgerechnet auf die Lebenserwartung) mehrere zehntausend Euro verliert. 

Eine Vorgangsweise, die im Pensionssystem zu Verwerfungen führt, insbesondere in Jahren 
mit hoher Inflation und damit auch hohen Pensionsanpassungen. Nur wer im Jänner in 
Pension geht, bekommt im darauffolgenden Jahr die volle Erhöhung. 

Nachdem nun zumindest in den nächsten 2 Jahren auch noch die Dotierung des 
Pensionskontos durch die verzögerte Anpassung des Aufwertungsfaktors unter der 
Inflationsrate liegen wird, erscheint ein Eingriff in die seit 2020 praktizierte aliquote 
Pensionserhöhung dringlich erforderlich. Ein gerechtes Pensionssystem muss für die 
Versicherten weiterhin berechenbar bleiben.  

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 9. Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, das Pensionsrecht zu ändern und die 
nunmehr gehandhabte aliquote Erhöhung der Pensionen für Neu-Pensionisten zu 
vereinheitlichen und den Anpassungssatz unabhängig vom Kalendermonat des 
Pensionsantrittes jeweils gleich zu bemessen. 

Aliquotierte Anpassung für Neupensionen abschaffen 

NÖAAB-FCG AK Fraktion 

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 0043 2742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcgfraktion@aknoe.at 



 
Antrag 8 
 
der AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 9. Vollversammlung der 16. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 05.05.2023  

 

Rechtsanspruch auf alle Arten der Altersteilzeit 

 





 
Antrag 10 
 
der AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 9. Vollversammlung der 16. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 05.05.2023  

Gleiche Chancen für Alle 





9. Vollversammlung der XVI. FP 
der Kammer für Arbeiter und Angestellte Niederösterreich 

am 5. Mai 2023 
 
 

Antrag 1 
 

Verbesserungen im Onlineversandhandel 

Günstige Paketlieferungen sind Grundlage für einen erfolgreichen Online-Versandhandel, der 

in den letzten Jahren einen rapiden Anstieg hinter sich hat. Der bittere Beigeschmack dieser 

Entwicklung ist, dass die Unternehmen in der Branche ihre Arbeitnehmer:Innen, die öfters 

Migrationshintergrund haben, maximal ausbeuten. Um die Ausbeutung durchzusetzen, üben die 

Vorgesetzten hohen Druck auf die Mitarbeiter:Innen aus, indem  Arbeitsleistungen digital 

überwacht und  regelmäßig mit Kündigungen gedroht und auch ausgesprochen werden.  

In den Paketverteilerzentren wird unter hohem Druck am Fließband gearbeitet, und die Arbeit 

ist, typisch jeder Fließbandarbeit à la Ford, in sehr kleine Handgriffe aufgeteilt. Die kleinteiligen 

Arbeitsaufgaben werden wiederum digital überwacht. Die Führungsebene benutzt die digitale 

Überwachung auf verschiedene Arten, um im Betrieb auf die Arbeitnehmer:Innen Druck zu 

machen. 

Vorgesetzte verfolgen in Echtzeit die Leistung aller Mitarbeiter:Innen mit und üben Druck zum 

Beispiel mit internen Rankings aus. Sie versprechen den vielen Leiharbeitern auch die 

Aufnahme als Festangestellte, die sehr oft gar nicht stattfindet. 

Weil der Großteil der Mitarbeiter:Innen Migrationshintergrund haben, ist die Androhung der 

Kündigung ein besonders effektives Druckmittel.  Um einige Monate im Online-Versandhandel 

angestellt zu sein, nehmen diese Menschen auch in Kauf, dass sie immer wieder Überstunden 

nicht ausbezahlt bekommen und das, obwohl sie teilweise von den Firmen zu diesen 

gezwungen werden. Darüber hinaus wird oft von undurchsichtigen Lohnabzügen oder dem 

Zwang, gratis „Minusstunden“ einzuarbeiten, gesprochen. Diese Praxis der „Minusstunden“ des 

Entgeltabzugs ist widerrechtlich. Arbeitnehmer: Innen wird bei dieser Praxis erzählt, sie hätten 

eine konkrete Bringschuld, da sie beispielsweise an einem früheren Tag vor dem Arbeitsende 

vom Chef nach Hause geschickt wurden. Diese Praxis ist nicht legitim, denn wenn die Führung  

die Arbeitnehmer:Innen früher nach Hause schickt, gelten sie als freigestellt.  

https://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitszeit/Normalarbeitszeit/Wenn_der_Chef_keine_Arbeit_hat.html
https://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitszeit/Normalarbeitszeit/Wenn_der_Chef_keine_Arbeit_hat.html


 

 

Die 9. Vollversammlung der XVI. FP der AK Niederösterreich fordert: 

 

• Gezielte Informationskampagne in der Branche über das geltende Arbeitsrecht. 

• Nachbesserung des Gesetzes gegen Lohn- und Sozialdumping speziell bezogen im 
Hinblick auf die Problemfelder in der Onlineversandhandelsbranche. 

• Mehr Kontrollen durch Arbeitsinspektorate und Finanzpolizei. 
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ANTRAG 5 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 9. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 05. Mai 2023 

Abschaffung von befristeten Mietverträgen 

NÖAAB-FCG AK Fraktion 

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 0043 2742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcgfraktion@aknoe.at 





 

 

 

 

  

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 



 
 
 
 
 
 

 

 
Antrag 3 
 
der AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 9. Vollversammlung der 16. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 05.05.2023  

Umsetzung der ILO-190 Konvention 

 

 

 

 





 
 
 
 
 
 

 

 
Antrag 4 
 
der AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 9. Vollversammlung der 16. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 05.05.2023  

Verpflichtung zur Veröffentlichung des Gender-Pay-Gaps in Stellenausschreibungen 




